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         Stand 07.10.2016 

 

Geschäftspolitische Regelungen zur inhaltlichen Ausgestaltung  und 
Umsetzung des § 16 Abs. 1 SGB II i. V. m. § 44 SGB III (Vermittlungs-
budget) im Jobcenter Rhein-Berg. 

A. Grundsätze zur inhaltlichen Ausgestaltung und Umsetzung des § 44 SGB III 
Förderung aus dem Vermittlungsbudget 

 

1. Rechtsgrundlage 

 
 

 Ausbildungsuchende, von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende und Arbeitslose 
können aus dem Vermittlungsbudget der Agentur für Arbeit bei der Anbahnung oder 
Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschäftigung gefördert werden, wenn dies 
für die berufliche Eingliederung notwendig ist. Sie sollen insbesondere bei der Errei-
chung der in der Eingliederungsvereinbarung festgelegten Eingliederungsziele unter-
stützt werden. Die Förderung umfasst die Übernahme der angemessenen Kosten, so-
weit der Arbeitgeber gleichartige Leistungen nicht oder voraussichtlich nicht erbringen 
wird. 

 

 Nach Absatz 1 kann auch die Anbahnung oder die Aufnahme einer versicherungspflich-
tigen Beschäftigung mit einer Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden wöchentlich in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz gefördert 
werden. 

 

 Die Agentur für Arbeit entscheidet über den Umfang der zu erbringenden Leistungen; 
sie kann Pauschalen festlegen. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts sind 
ausgeschlossen. Die Förderung aus dem Vermittlungsbudget darf die anderen Leistun-
gen nach diesem Buch nicht aufstocken, ersetzen oder umgehen. 

 
 

2. Zielsetzung der Regelung 

 
Das Vermittlungsbudget (VB) dient dem Ziel, erwerbsfähige Leistungsberechtigte (eLb) bei der Anbah-

nung oder Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung oder ei-ner Ausbildung zu 

unterstützen. Ziele und Einsatz der Leistung werden im Rahmen der Pla-nung des Integrationsprozes-

ses in der Eingliederungsvereinbarung festgelegt. Die Förde-rung aus dem VB wird als Zuschuss ge-

währt. 
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3. Übernahme statt Erstattung 

 
Im SGB II soll das Verfahren der Leistungsgewährung i. d. R. so ausgestaltet sein, dass Vor-leistun-
gen durch den/die eLb vermieden werden (z. B. durch Vorauszahlungen an die leistungsberechtigte 
Person). 

 

4. Fördervoraussetzungen  

 
Das Vorliegen der Fördervoraussetzungen ist zu prüfen und zu dokumentieren.  

 
4.1 Antrag  

 
Eine Förderung aus dem VB wird erbracht, wenn sie i. S. d. § 37 SGB II rechtzeitig, d. h. vor Eintritt 
des leistungsbegründenden Ereignisses, beantragt wurde. 
 
Als Antragstellung gilt jede schriftliche, mündliche oder fernmündliche Erklärung, die erkennen lässt, 
dass Leistungen begehrt werden. Die IFK ist dabei gehalten, den Willen der antragstellenden Person 
– ggf. durch vorherige Aufklärung über die Leistung und durch Rückfragen – zu erkunden und den An-
trag entsprechend zu bewerten (§ 2 Abs. 2 SGB I: Sicherstellung der sozialen Rechte). Der Antrag 
kann auch ein Vorschlag der IFK sein, dem die leistungsberechtigte Person zustimmt.  
 
Der Tag der Antragstellung und der Zweck der begehrten Leistung sind zu dokumentieren. Zur Verrin-
gerung des Verwaltungsaufwandes kann ein Antrag auf Förderung aus dem VB, der sich auf Bewer-
bungsaufwendungen bezieht, so lange gelten, bis eine Eingliederung in sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung oder ein Rechtskreiswechsel eintritt. Für die Dokumentation stehen BK-Vorlagen und 
der VerBIS-Vermerk VB zur Verfügung. 

 
4.2 Förderfähiger Personenkreis  

 
Gefördert werden können eLb i. S. v. § 7 SGB II.  
 
Ausgenommen sind ab 01.01.2017 (9. SGB-II-ÄndG) Personen, die neben den Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts auch Arbeitslosengeld nach dem SGB III erhalten (sog. Alg-Aufstocker). 
Eingliederungsleistungen werden für diese Personengruppe ab dem 01.01.2017 ausschließlich durch 
die Agenturen für Arbeit erbracht.  
 
Rehabilitandinnen und Rehabilitanden können nur gefördert werden, wenn die BA als Rehabilitations-
träger zuständig ist und das JC einem entsprechenden Eingliederungsvorschlag der BA zugestimmt 
hat. Nähere Hinweise zur Prüfung der Leistungsverantwortung sind in den Fachlichen Hinweisen 
Reha SGB II und SGB III (SGB II > Förderung > Reha/sbM > Regelungen) zu finden. 

 
4.3 VB im Kontext der Eingliederungsstrategie  

 
Gem. § 44 Abs. 1 SGB III ist es das Ziel des VB, die Anbahnung oder Aufnahme einer versicherungs-
pflichtigen Beschäftigung (auch betrieblichen Ausbildung) zu fördern. Dieses Integrationsziel wird in 
der Grundsicherung gem. § 16 Abs. 3 SGB II auf die Anbahnung oder Aufnahme einer schulischen 
Ausbildung erweitert.  
 
Der Einsatz von Leistungen aus dem VB ergibt sich schlüssig aus dem gemeinsam mit der leistungs-
berechtigten Person festgelegten Ziel und der dafür entwickelten Eingliederungs-strategie. Dabei wird 
der Einsatz von Leistungen aus dem VB zuvor in der Eingliederungs-vereinbarung (EinV) als Leistung 
des JC genannt, mit dem das in der EinV genannte Ziel erreicht werden soll. Die Bewilligung einzelner 
VB-Anträge kann ohne erneute Anpassung der EinV erfolgen. 
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4.4 „Anbahnung“, „Aufnahme“ und „Integrationsfortschritt“  
 

Bei Unterstützung der Anbahnung einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung oder einer be-
trieblichen/schulischen Ausbildung kann das JC Kosten übernehmen, die die Vermittlungssituation der 
leistungsberechtigten Person allgemein verbessern, ohne dass ein konkretes Arbeits- bzw. Ausbil-
dungsplatzangebot vorliegt. Die Anbahnung kann damit auch im Erzielen eines Integrationsfortschritts 
und dem Überwinden von Integrationshemmnissen bestehen.  
 
Die Unterstützung der „Aufnahme“ ist dagegen unmittelbar auf ein konkretes sozialversicherungs-
pflichtiges Beschäftigungsverhältnis oder eine betriebliche/schulische Ausbildung bezogen. 
 
Leistungen aus dem VB sollen die Anbahnung und Aufnahme einer Beschäftigung/ Ausbildung unab-
hängig davon unterstützen, ob sie vom JC vermittelt wurde oder die leistungsberechtigte Person die 
Beschäftigung/Ausbildung selbst gesucht hat oder noch sucht.  
 
Leistungen aus dem VB können nach § 16g Abs. 2 zur nachhaltigen Eingliederung in Arbeit bis zu 6 
Monate nach Beschäftigungsaufnahme erbracht werden, auch wenn die Hilfebedürftigkeit aufgrund 
des zu berücksichtigenden Einkommens entfallen ist. Leistungen aus dem Vermittlungsbudget können 
zum Beispiel erforderlich sein, wenn erst nach Aufnahme des Beschäftigungsverhältnisses festgestellt 
wird, dass für die Fortführung der Beschäftigung eine vorübergehende Unterstützung der Mobilität (z. 
B. Fahrtkosten) notwendig ist. 

 
4.5 Sozialversicherungspflicht  

 
Die Förderung aus dem Vermittlungsbudget bezieht sich grundsätzlich auf die Anbahnung oder Auf-
nahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung (oder schulischen Ausbildung). Maßgeblich 
ist die Versicherungspflicht zur Arbeitslosenversicherung, die sich nach den §§ 24 ff. SGB III be-
stimmt. 
  
Das VB kann auch eingesetzt werden, wenn ein versicherungspflichtiges Beschäftigungs-verhältnis 
über 15 Stunden nach dem Recht eines in § 44 Abs. 2 SGB III genannten Staates angebahnt oder 
eingegangen wird (Mitgliedstaaten der Europäischen Union, Island, Liechtenstein, Norwegen, 
Schweiz). 

 
4.6 Notwendigkeit  

 
Die Förderung aus dem VB muss für die Eingliederung notwendig sein (§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB III). 
Dies ist der Fall, wenn die Eingliederungsaussichten deutlich verbessert werden, d.h. wenn ohne die 
Förderung der gleiche Erfolg (Integration oder Integrationsfortschritt) wahrscheinlich nicht oder erst 
deutlich später eintreten würde.  
 
Es muss sichergestellt sein, dass  
• die Leistungen auf die notwendigen Sachverhalte beschränkt werden, und  
• die zielgerichtete und bedarfsorientierte Überwindung unterschiedlicher Hemmnisse ermöglicht wird. 
Die IFK stellt die „Notwendigkeit“ fest. Um die Gründe für die Entscheidung und die Entscheidung 
selbst nachvollziehbar zu machen, sind sie in der fachlichen Stellungnahme der IFK aussagekräftig zu 
dokumentieren. 

 
4.7 Angemessenheit, Wirtschaftlichkeit  

 
Die Förderung umfasst die Übernahme angemessener und wirtschaftlicher Kosten. Für die Angemes-
senheit können bspw. die voraussichtliche Dauer der Hilfebedürftigkeit bzw. die voraussichtliche 
Dauer der Eingliederung berücksichtigt werden. Um die Wirtschaftlichkeit zu beurteilen, sind bei grö-
ßeren Beträgen i. d. R. Kostenvoranschläge vor Kostenübernahme erforderlich.  
Bagatellgrenzen sind nicht zulässig; d. h. auch Kleinstbeträge sind förderbar. 
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5. Förderausschlüsse  

 
Die Leistungen des VB an eLb dürfen sowohl Leistungen des SGB III als auch des SGB II nicht auf-
stocken, ersetzen oder umgehen (§ 16 Abs. 2 S. 2 SGB II i. V. m. § 44 Abs. 3 SGB III).  
 
Aus dem VB dürfen keine Kosten übernommen werden, die vorrangig von anderen (Sozial-) Leis-
tungsträgern oder anderen Stellen dem Grunde nach zu tragen sind (vgl. § 5 SGB II). Dies gilt auch 
dann, wenn von dem zuständigen Leistungsträger keine Leistungen gewährt werden, Eigenanteile 
vorgesehen sind oder die Leistungen faktisch nicht erbracht werden.  
Kosten können jedoch übernommen werden, soweit ein Arbeitgeber gleichartige Leistungen nicht oder 
voraussichtlich nicht übernimmt. Die Erklärung der leistungsberechtigten Person reicht hierfür aus.  
Die Tatsache, dass kein anderer Leistungsträger vorrangig zuständig ist, ist ausreichend in der fachli-
chen Stellungnahme der IFK zu dokumentieren. 
 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts sind nicht aus dem VB förderbar (§ 44 Abs. 3 S. 2. 
SGB III). Dies gilt auch für Kosten zur Sicherung des Lebensunterhalts bis zur ersten Arbeitsentgelt-
zahlung, hierfür steht die Gewährung eines Darlehens nach § 24 Abs. 4 SGB II zur Verfügung.  
 
Die Anbahnung oder Aufnahme einer schulischen Ausbildung in den in § 44 Abs. 2 SGB III genannten 
Staaten (Mitgliedstaaten der Europäischen Union, Island, Liechtenstein, Norwegen, Schweiz) kann 
nicht gefördert werden. 

 

6. Förderentscheidung  

 
In § 44 SGB III werden keine detaillierten Regelungen bzgl. möglicher Art, Höhe oder Dauer der För-
derung getroffen. Über die Höhe und Angemessenheit der Förderung und die Dauer entscheidet die 
IFK im Rahmen ihres Ermessens im Einzelfall. 
 
Insbesondere folgende Kriterien können herangezogen werden:  
• Eignung,  
• individuelle Lebenssituation,  
• voraussichtliche Dauer der Hilfebedürftigkeit,  
• voraussichtliche Dauer der Eingliederung.  
 
Das Ermessen umfasst auch die Entscheidung, ob ausnahmsweise Vorleistungen der leistungsbe-
rechtigten Person oder nur eine anteilige Kostenübernahme in Betracht kommen. Vorleistungen kom-
men nicht in Betracht, wenn sie die Leistungsfähigkeit der leistungsberechtigten Person übersteigen. 
Dies gilt entsprechend für eine Beteiligung an den Kosten. Die Ermessensentscheidung und deren 
Gründe sind in der fachlichen Stellungnahme der IFK nachvollziehbar zu begründen und zu dokumen-
tieren. Dies kann im Rahmen von zentral bereitgestellten BK-Vorlagen (Stellungnahme/Entscheidung) 
und VerBIS erfolgen.  
Sofern keine pauschale Bewilligung erfolgt, umfasst die Dokumentation auch den Nachweis der Ver-
wendung der Mittel durch den/die eLb. 
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B. Regelungen zur Umsetzung im Jobcenter Rhein-Berg  
 
1. Fahrkosten:  

 
Als Fahrt- und Reisekosten wird ein Betrag von 0,20 € je vollen KM für die Hin- und Rückfahrt unter 
Berücksichtigung der kürzesten Entfernung anerkannt bzw. bei nachgewiesener Benutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel werden diese Kosten ebenfalls anerkannt. 
 
Vorrangig sollte das Sozialticket genutzt werden.  
Die Ermittlung der Fahrtstrecke hat über den Falk-Routenplaner -kürzeste Strecke- zu erfolgen.  
 

2. Eigenanteil (privater Nutzen) hier: Förderung Führerscheine / PKW / sonstige KFZ  
 
Sofern sich durch die Förderung aus dem Vermittlungsbudget ein zusätzlicher privater Nutzen für den 
Kunden ergibt, ist dies beim Umfang der Förderung zu berücksichtigen.  
 
So stellt z.B. der Erwerb der Fahrerlaubnis einen privaten Nutzen dar. Ein Eigenanteil von 50 
bis maximal 200 € ist in jedem Fall zu erbringen. Bei der Entscheidung ist das Ermessen auszu-
üben und zu dokumentieren.  
 
Hierbei ist zu beachten, dass der Eigenanteil (z.B. beim Erwerb des Führerscheines) bei der ersten 
Zahlung einbehalten wird bzw. dieser auch zum Beispiel durch Eigenzahlung des Kunden (Erste-Hilfe 
Kurs, Anmeldung, Sehtest, Passfoto) geleistet werden kann.  
 
Bei einer Förderung PKW/KFZ gelten die Regelungen über den Eigenanteil Erwerb Führer-
schein analog.  
 

3. Zuständigkeit für die Zahlbarmachung von Leistungen im Rahmen des Vermittlungs-  
budgets im Jobcenter Rhein-Berg  

 
Das Team Infrastruktur/ Finanzen ist für die ordnungsgemäße Zahlbarmachung der Leistungen im 
Rahmen des Vermittlungsbudgets verantwortlich.  
 

4. Regelung zur Vorschussgewährung in dringenden Fällen  
 
In dringenden Fällen (z.B. Vorstellungsgespräch bei einem Arbeitgeber am nächsten Tag) setzt sich 
die zuständige IFK mit Team 431/Arte direkt in Verbindung. Dort erfolgt die Bewilligung der Förderung 
bei Vorliegen der Voraussetzungen unmittelbar, der Ausdruck des Schecks wird durch die Leistungs-
abteilung vor Ort vorgenommen.  
 

5. Regelungen zur Budgetierung des Vermittlungsbudgets  
 
Die Mitarbeiter dokumentieren den Mitteleinsatz ihres Budgets mittels der zur Verfügung stehenden 
Excel-Liste. Dabei sind die vom Kunden beantragten und nach Prüfung der vorgelegten Unterla-
gen tatsächlich zu gewährenden Beträge in die Spalte „Entscheidung dem Grunde nach“ ein-
zutragen. Die Verantwortung für die Bewirtschaftung und das Controlling obliegt dem jeweili-
gen Integrationsverantwortlichen / Teamleiter. Es erfolgt eine ¼ jährliche Auswertung des Ver-
mittlungsbudgets durch das Team Maßnahmesteuerung.  
 
Bei zusätzlichem Mittelbedarf einzelner Standorte kann die Geschäftsführung einen interkommunalen 
Ausgleich der Budgets zwischen den Standorten herbeiführen. 
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Grundsätzlich förderungsfähig sind: 
 

Förderzweck (nach Erfassungs-
möglichkeit in coSachNT )  

 

Entscheidung 
durch  

 

Regelung  

 

 
Kosten für Bewerbungen 
und Vorstellungsgespräche  
 
Beschreibung:  
alle Kosten, die im Zusammenhang 
mit dem Bewerbungsverfahren ent-
stehen  

 
IFK/FM  

 
 
 
 
 
 
 
 
Teamleiter M 
und I 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
IFK/FM 
 
 
 
Teamleiter M 
und I 

  
Bewerbungskosten:  
 

-  
 
(je schriftliche Bewerbung wird ein Pauschalbe-
trag von 5 € berücksichtigt; dies gilt nicht für 
email-Bewerbungen)  
 
In begründeten Einzelfällen können höhere 
Bewerbungskosten genehmigt werden.  
 
Erforderliche Nachweise:  
 

 Antrag  

 Vorlage der Antwortschreiben der AG 
oder in Ausnahmefällen Kopien der Be-
werbungsschreiben  

 
(Diese Nachweise bitte nicht mit dem Antrag an 
das Arte-Team weiterleiten, sondern auf dem An-
trag bestätigen, das die Nachweise vorgelegen 
haben)  
-------------------------------------------------------------  
 
Fahrt- und Reisekosten für Vorstellungs-ge-
spräche innerhalb von  
 

 Deutschland  

 Ausland  
 
(EU/EWR-Staaten + Schweiz / s. auch GA VB 
44.22 v. 20.01.2012)  
 
Es werden nur die Kosten des wirtschaftlichs-
ten Verkehrsmittels übernommen, der Mobil-
pass ist verpflichtend einzusetzen.  
 
Notwendige Übernachtungskosten können nach § 
85 SGB III übernommen werden.  
 
Erforderliche Nachweise:  
 

 Antrag  

 Kopie des Einladungsschreibens zum 
Vorstellungsgespräch (soweit schriftliche 
Einladung erfolgt ist)  

 Bestätigung des AGs, siehe Vordruck im 
Intranet VB Leistungen  

 Auf die Bestätigung des AG kann im  
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IFK/FM 

 

 
Ausnahmefall verzichtet werden, dies ist in Verbis 
nachvollziehbar zu begründen.  
 

 ggf. Fahrkarte / Flugticket  

 ggf. Rechnung über die Übernachtungs-
kosten  

 
-------------------------------------------------------------  
Das vereinfachte Verfahren zur Erstattung von 
Reisekosten bei terminierter Beratung im Jobcen-
ter bleibt bestehen.  
 
Erforderliche Nachweise:  
 

 Stellungnahme des IFK/FM auf der Einla-
dung  

 ggf. Original Fahrkarte  
 

 
Mobilität  
 
Beschreibung:  
 
Herstellung von Möglichkeiten, vom 
Wohn- zum Arbeitsort zu gelangen, 
jedoch auch berufsbedingt den 
Wohnsitz zu wechseln  
 
(Hinweis für das Team Infrastruktur/ 
Finanzen:  
Die Abrechnung der Reisekosten 
für Pendelfahrten erfolgt pauschal 
ohne Einzel-nachweis der Fahrten  
 
– nur noch Überprüfung der Be-
schäftigungsdauer nach Ende der 
Förderung)  

 
IFK/FM 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
IFK/FM 
 

Reisekosten für Pendelfahrten bei auswärtiger 
Arbeitsaufnahme  
 
(Es ist zu prüfen, ob der Kunde die Kosten 
ganz oder teilweise tragen kann. Die Doku-
mentation im Antrag ist erforderlich)  
 
Sozialticket beachten!  
 

 Übernahme bis zu 6 Monaten bis zu  
300 ,-€ pro Monat  

 Sonderfall Zeitarbeitsfirma beachten  
 
Erforderliche Nachweise:  

 Antrag  

 Kopie Arbeitsvertrag  

 ggf. Kopie der Monatskarte  
 
------------------------------------------------------------  
Reisekosten für die erstmalige Anreise zur aus-
wärtigen Arbeitsaufnahme (Regelung analog zu 
den Fahrt– und Reisekosten für Vorstellungsge-
spräche. Es ist zu prüfen, ob der Kunde die Kos-
ten ganz oder teilweise tragen kann. Die Doku-
mentation in der Entscheidung ist erforderlich  
(Arbeitsaufnahme außerhalb des zumutbaren Ta-
gespendelbereiches § 140 SGB III)  
 
Erforderliche Nachweise:  

 Antrag  

 Kopie Arbeitsvertrag  

 ggf. Original Fahrkarte  
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IFK/FM 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
IFK/FM 

 
Umzugskosten bei Arbeitsaufnahme au-
ßerhalb des zumutbaren Tagespendelbereiches 
(§ 140 SGB III), Regelung analog Reisekosten  
 
Der Umzug ist in Eigenregie durchzuführen  
 
Höchstgrenze der Kosten grundsätzlich 1800,00 €  
 
(Bis zu 3 Monaten nach Ende der Probezeit der 
neuen Beschäftigung, Kosten für Ab- und Aufbau 
von Möbeln werden grundsätzlich nicht übernom-
men)  
 
Erforderliche Nachweise:  

 Antrag  

 Kopie des Arbeitsvertrages  

 Kopie Mietvertrag der neuen Wohnung  

 Vorlage von mindestens 3 Angeboten von 
Mietwagenfirmen (nur das günstigste 
kann übernommen werden)  

 Originalrechnung der Mietwagenfirma  

 Original Tankquittungen  
 
Umzugsunternehmen (Ausnahmefall):  
 

 Vorlage von mindestens 3 Angeboten von 
Umzugsunternehmen (nur das günstigste 
kann übernommen werden)  

 Originalrechnung des Umzugsunterneh-
mens  

 
-----------------------------------------------------------  
Kosten für doppelte Haushaltsführung bei Ar-
beitsaufnahme außerhalb des zumutbaren Ta-
gespendelbereiches (§ 140 SGB III), Regelung 
analog Reisekosten für Pendelfahrten.  
 

 Übernahme bis zu 6 Monaten bis zu 300,- 
€ pro Monat  
 

Erforderliche Nachweise:  
 

 Antrag  

 Kopie Arbeitsvertrag  

 Kopie Mietvertrag der zusätzlichen ange-
mieteten Wohnung oder Hotelrechnung 
usw.  
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Teamleiter M 
und I 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teamleiter M 
und I 

 
Führerschein  
 
Die Förderung des Erwerbs eines Führer-scheins 
kommt unter folgenden Gesichtspunkten in Be-
tracht:  
 

1. Es handelt sich um eine Berufsgruppe, 
bei der üblicherweise ein Führer-schein 
eine Einstellungsvoraussetzung ist.  

 
Beispiele: Tätigkeiten in der mobilen Al-
tenpflege oder eine Tätigkeit als Kfz-Me-
chaniker, Handwerksberufe, jedoch nicht 
als Berufskraftfahrer (auf eine abschlie-
ßende Aufzählung der Berufsgruppen 
wird verzichtet).  
 

2. Für Teilnehmer einer beruflichen Qualifi-
zierungsmaßnahme in Arbeits-bereichen, 
bei denen üblicherweise ein Führerschein 
für eine Einstellung benötigt wird, z. B. 
Teilnehmer in der Fortbildung mobile Al-
tenpflege.  

 
3. Auf der Basis einer schriftlichen Ein-stel-

lungszusage (Arbeitsvertrages), wenn der 
Führerschein für diese konkrete Tätigkeit 
unabdingbar ist.  

 
4. Zur Erhöhung der Integrationswahr-

scheinlichkeit, sofern die Verbesserung 
der Eingliederungsaussichten, ohne die 
Förderung des Führer-scheins (Mobilitäts-
verbesserung) nicht erreicht werden kann.  

 
Die Ausübung des Ermessens ist unter Darle-
gung der Gründe nach-vollziehbar zu doku-
mentieren.  
 
Der zeitliche Rahmen für die Erlangung des 
Führerscheins sollte 6 Monate nicht über-
schreiten und ist in der Eingliederungsverein-
barung festzuhalten.  
 
Erforderliche Begründungen/Nachweise:  
 

 Begründung über das Erfordernis (Nut-
zung ÖPV nicht möglich, spezifische Be-
rufsgruppe)  

 

 Regelung Eigenanteil / privaten Nutzen 
berücksichtigen  
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Teamleiter M 
und I 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teamleiter M 
und I 

 

 Vorlage von mindestens 2 Vergleichsan-
geboten von Fahrschulen, die der Kunde 
verkehrstechnisch erreichen kann  

 
 

 Schriftliche Einstellungszusage nur bei 
Ziffer 3.  

 

Wiedererlangung des Führerscheins 
  
Die Förderung der Übernahme der Kosten für die 
MPU ist im Einzelfall zu prüfen.  
 
Kosten, die im Zusammenhang mit der Wiederer-
langung des Führerscheins entstehen,(MPU= me-
dizinisch psychologische Untersuchung) können 
unter Berücksichtigung  
des Einzelfalles übernommen werden, wenn die 
Wiedererlangung des Führerscheins zur Anbah-
nung oder Aufnahme einer sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung notwendig ist und der 
erfolgreiche Abschluss der MPU durch den Kun-
den realistisch erscheint.  
 
Es gelten die gleichen Voraussetzungen wie 
beim Erwerb des Führerscheines.  
 
Erforderliche Nachweise:  

 Antrag  

 Vorlage von mindestens 2 Vergleichsan-
geboten von Fahrschulen  

 Nachweis über Erfordernis (z.B. Begrün-
dung warum öffentlicher Nahverkehr nicht 
möglich ist  

 Regelung Eigenanteil / privater Nutzen 
berücksichtigen  

 
-----------------------------------------------------  
Notwendige Verkehrsmittel (Fahrrad, Mofa, Kfz, 
wobei der private Nutzen entsprechend zu be-
rücksichtigen ist)  
 
Höchstgrenze 2000,00 € (Kaufpreis)  
 
Erforderliche Nachweise:  

 Antrag  

 Kopie des Kaufvertrages  

 Nachweis über Erfordernis (z.B. Begrün-
dung warum öffentlicher Nahverkehr nicht 
möglich ist)  

 Nachweis über die Finanzierung des  
             Eigenanteil (privater Nutzen)  

 Kopie des Fahrzeugscheines nach Zulas-
sung (muss zur Bewilligung noch nicht 
vorliegen)  
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Arbeitsmittel  
 
Beschreibung:  
Arbeitskleidung und Ausrüstungs-
gegen-stände, die für die Aufnahme 
einer Beschäftigung notwendig und 
nicht vom Arbeitgeber zu stellen 
sind  

 
IFK/FM 
 
 
Teamleiter M 
und I 
 
 
 

 
bis 150,00 €  
 
 
ab 150,01 € bis max. 500,00 €  
 
Erforderliche Nachweise:  

 Antrag  

 Kopie des Arbeitsvertrages  

 Original Rechnung  
 

 
Berechtigungen und Nach-
weise  
 
Beschreibung:  
Bescheinigungen, die zur Aus-
übung einer beruflichen Tätigkeit 
erforderlich sind  
(Berechtigungsscheine / Zertifizie-
rungen, Gesundheitsnachweise / 
Impfungen.  
 
Kosten zur Anerkennung ausländi-
scher Bildungsabschlüsse können 
im Rahmen des Vermittlungsbud-
gets übernommen werden, soweit 
dies für die Eingliederung in den all-
gemeinen Arbeitsmarkt erforderlich 
ist. Die Förderung umfasst die 
Übernahme der üblichen und ange-
messenen Kosten für Aufwendun-
gen, die durch die Vorlage der Un-
terlagen entstehen sowie für Über-
setzungen, Beglaubigen, Gutach-
ten bei Kammern etc.  
 
Erstattung der Kosten von Füh-
rungszeugnissen ist nicht mög-
lich  

 
IFK/FM 
 
 
Teamleiter M 
und I 
 
 

 
bis 150,00 €  
 
 
ab 150,01 € bis max. 500,00 €  
 
Erforderliche Nachweise:  

 Antrag  

 Original Rechnung  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gebühren für die Ausstellung eines Führungs-
zeugnisses können nicht aus dem VB übernom-
men werden, da nach einem Merk-blatt des Bun-
desamtes für Justiz die Erteilung eines Führungs-
zeugnisses für ALG-II-Bezieher gebührenfrei ist.  
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Unterstützung der Persön-
lichkeit  
 
Beschreibung:  
Anpassung des persönlichen Er-
scheinungsbildes an die üblichen 
Anforderungen des Berufsbildes  
Aktivitäten zur Gewährleistung ei-
ner an-gemessenen Außenwirkung  
(Friseurbesuch, ggf. die für die Vor-
stellung erforderliche bzw. ange-
messene Bekleidung , keine „nor-
male“ Brille, kein Zahnersatz )  
 

 

 
IFK/FM 
 
 
Teamleiter M 
und I 
 
 
 

 
bis 100,00 €  
 
 
ab 100,01 € bis max. 250,00 €  
 
Erforderliche Nachweise:  

 Antrag  

 Original Rechnung  
 

 
Sonstige Kosten  
 
Beschreibung:  
Übernahme von Kosten, die den 
anderen Möglichkeiten nicht zuge-
ordnet werden können  

 
IFK/FM 
 
 
Teamleiter M 
und I 
 
 

 
bis 150,00 €  
 
 
ab 150,01 € bis max. 500,00 €  
 
Erforderliche Nachweise:  

 Antrag  

 Original Rechnung  
 

 
 
 

 
6. Inkrafttreten der Regelung  

 
Diese Regelungen treten mit Wirkung ab 07.10.2016 in Kraft.  
 
 
 
gez.  
 
Johannes Breidenbach  
(stv. Geschäftsführer) 


